BEBAUUNGSPLAN NR. 115.08.01

"Metzer Stral3e zwischen An der neuen Bremm und Am Hauptiredhof” IM STADTTEIL Alt-Saarbrucken

LANDESHAUPTSTADT SAARBRUCKEN

TEIL A: PLANZEICHNUNG

TEIL B: TEXTTEIL
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PLANZEICHENERKLARUNG
(gemall BauGB i.V.m. PLANZVO 1990)

Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB ; §§ 1-11 BauNVO )

Gewerbegebiet
(§ 7 BauNVO)

MaR der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB, § 16 BauNVO)

Nutzungsschablone

Zahl der Vollgeschosse
n (als Hochstmal) G E
GFZ Geschossflachenzahl GRZ: GFZ:
(als Héchstman) 0,6 1,2
a abweichende Bauweise
GRZ Grundflachenzahl a I I I
(als Héchstmal)
GOKmax. L ebaudeoberkante Goxmax: | Thmind:
’ 12m| 7m
TH mind. Traufhohe als MindestmalR

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr.2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

e Baugrenze

ks Baulinie

Verkehrsflachen
(§9 Abs. 1 Nr.11 BauGB)

Offentliche StraRenverkehrsflache

StralRenbegrenzungslinie

off. Verkehrsflache bes. Zweckbestimmung

Fuweg

Versorgung, Abfallentsorgung, Abwasserbeseitigung
(§9 Abs. 1 Nr.12, 14 und Abs. 6 BauGB)

©

Versorgungsanlage fur Elektrizitat
hier: Trafo

Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen
(§ 9 Abs. 1 Nr.12, 14 und Abs. 6 BauGB)

—o—o——o0—

Griinflichen

Hauptversorgungsleitung unterirdisch
Art der Leitung: Gas

(§ 9 Abs.1 Nr.15 BauGB)

8

Offentliche Griinflache
Zweckbestimmung "StralRenbegleitgrin”

Planungen, Nutzungsregelungen, MaBnahmen und Flachen fiir MaRnahmen
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs.1 Nr. 20, 25 BauGB)

. . . Baume zum Anpflanzen

:......

E1-E2
PF1-PF2

Baume zum Erhalt

Flachen mit Bindungen fir Bepflanzungen und fir die
Erhaltung von Baumen, Strauchern und sonstigen
Bepflanzungen

Mafnahmen zum Erhalt
(s. Planzeichnung und Textfestsetzungen)

PflanzmaRRnahmen
(s. Planzeichnung und Textfestsetzungen)

Sonstige Planzeichen

XX X
A%

00

Grenze des rdumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Flachen, deren Boden erheblich mit
umweltbelasteten Stoffen belastet sind (§ 9 Abs.
5 Nr. 3 BauGCB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung
Hier: Abgrenzung versch. Hohe baulicher Anlagen

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht
zu belastende Flache

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
(gemaR § 9 Abs.1 BauGB i.V.m. BauNVO)

TEIL B: TEXTFESTSETZUNGEN

2.1

2.2

2.3

2.31

2.3.2

10.

11.

FESTSETZUNGEN gem. § 9 Abs. 1 BauGB und BauNVO
Art der baulichen Nutzung gemaB § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB
Im Bebauungsplan wird ein Gewerbegebiet (GE) gemaR § 8 BauNVO festgesetzt.

Allgemein zulassig sind gemal § 8 Abs. 2 BauNVO:

1. Gewerbebetriebe aller Art und &ffentliche Betriebe

2. Geschifts-, Bliro- und Verwaltungsgebdude

3. Einzelhandelsnutzungen unterhalb der Schwelle zur GroRflachigkeit, mit nicht-zentrenrelevantem Kern-
sortiment (gem&R der Saarbrlicker Sortimentsliste); die zentrenrelevanten Randsortimente dirfen 10 %
der Verkaufsfldche nicht liberschreiten.

4. Verkaufsstatten in Verbindung mit Gewerbe- und Handwerksbetrieben, wenn die Verkaufsstatte dem
Hauptbetrieb raumlich zugeordnet, die angebotenen Waren aus eigener Herstellung auf dem Betriebs-
grundstiick stammen oder in Zusammenhang mit den hier hergestellten Waren oder mit den angebote-
nen Handwerksleistungen stehen, die Verkaufsfldche und der Umsatz der Verkaufsstdtte dem Hauptbe-
trieb deutlich untergeordnet sind und die Verkaufsfliche die Obergrenze von 500 m? nicht Gberschrei-
tet.

Ausnahmsweise kdnnen zugelassen werden (gem. § 8 Abs. 3 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 4,5 und 9 BauNVO):
1. Wohnungen flr Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie flr Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die
dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenliber in Grundflache und Baumasse untergeordnet sind
2. Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke
3. Anlagen flr sportliche Zwecke

Unzuldssig sind gemaR § 1 Abs. 5,6 und 9 BauNVO:
1. Einzelhandelsbetriebe, die nicht unter die o.g. Ausnahme fallen
2. Vergniligungsstatten, Shisha-Bars, Ldden mit Geschafts- und Verkaufsflachen fiir Sexartikel (Sexshops
und Videotheken) und sonstige Gewerbebetriebe, in denen sexuelle Tatigkeiten gewerblich ausgelibt
oder angeboten werden (Bordelle bzw. bordelldhnliche Betriebe einschlieRlich Wohnungsprostitution).
3. Lagerplatze und Lagerhduser als selbstdndige Anlagen
4. Tankstellen

Ferner wird in Anwendung des § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO festgesetzt, dass Schank- und Speisewirtschaften, die
nach § 8 Abs. 1 BauNVO allgemein zuldssig wéren, nur dann ausnahmsweise zugelassen werden kdnnen,
wenn sie in funktionaler Verbindung mit einer anderen gewerblichen Nutzung, Verwaltungsnutzung oder Ein-
richtung stehen (z.B. Kantine, der Nutzung angegliedertes Bistro).

MaR der baulichen Nutzung gemaR § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

Grundfldchenzahl (§ 19 Abs. 1 BauNVO)
Die maximal zuldssige Grundflachenzahl (GRZ) flir das Gewerbegebiet wird auf 0,6 festgesetzt.

Gemadl § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO sind bei der Ermittlung der Grundflache die Grundflachen von
- Garagen und Stellpldtzen mit ihren Zufahrten,
- Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
- bauliche Anlagen unterhalb der Gelindeoberfliche, durch die das Baugrundstiick lediglich
unterbaut wird,
mitzurechnen.

GemiR § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO wird festgesetzt, dass eine Uberschreitung der zuldssigen Grundfliche
durch die Grundflachen der o.g. Anlagen bis max. 0,8 zuldssig ist.

Geschossflachenzahl (§ 20 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO)
Die maximal zuldssige Geschossflachenzahl {(GFZ) im Gewerbegebiet wird auf 1,2 festgesetzt.

Hohe baulicher Anlagen (§ 18 Abs. 1 BauNVO)

GemdR § 16 Abs. 2 Nr. 4 iV.m. § 18 BauNVO wird die Gesamth&he baulicher Anlagen (GOKmax)} auf
maximal 12 m festgesetzt.

Die maximale Hohenfestsetzung beinhaltet samtliche Aufbauten.

Unterer Bezugspunkt ist die Oberkante der angrenzenden Metzer Stralle, gemessen an der stralRenseitigen
Gebdudemitte ab der Strakenbegrenzungslinie.

Die maximale Hohe der baulichen Anlagen gilt auch fiir Nebenanlagen.

Flr die Bebauung entlang der Metzer Stralse wird eine Traufhéhe (TH) von mindestens 7 m festgesetzt
{siehe Plan).

Unterer Bezugspunkt ist die Oberkante der angrenzenden Metzer Stralle, gemessen an der straBenseitigen
Gebdudemitte ab der StraBenbegrenzungslinie. Die Traufh&he wird gemessen vom Bezugspunkt bis zum
Durchdringungspunkt der AuBenwand mit der Dachhaut bzw. der Oberkante der Briistung.

Bauweise

Im Bebauungsplan wird in den Baugebieten gemal § 22 Abs. 4 BauNVO eine abweichende Bauweise festge-
setzt. Die abweichende Bauweise wird dadurch definiert, dass eine Gebdudeldnge von 50 m (berschritten
werden darf und innerhalb der Baufenster an die seitlichen Grundstilicksgrenzen angebaut werden darf.

Uberbaubare Grundstiicksflichen

Siehe Plan

GemaR § 23 Abs. 2 und 3 BauNVO werden die liberbaubaren Grundstlicksflachen im vorliegenden Bebau-
ungsplan durch die Festsetzung von Baugrenzen und Baulinien (entlang der Metzer StraRe) bestimmt.

Flachen fiir Nebenanlagen, Stellplédtze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. §§ 12 und 14 BauNVO)
Siehe Plan

Gemal § 12 Abs. 6 BauNVO wird festgesetzt, dass Stellplatze, Carports, Garagen und Tiefgaragen nur inner-
halb der Gberbaubaren Grundstlicksflachen sowie in den seitlichen Grenzabstdnden zuldssig sind.

Nebenanlagen gemaR § 14 Abs. 1 BauNVO sind nur innerhalb der Uberbaubaren Grundstlicksfldchen zuldssig.
Ausnahmsweise kdnnen auBerhalb der Gberbaubaren Grundstiicksflachen zugelassen werden: Nebenanlagen
zur Unterbringung von Milltonnen sowie Stlitzmauern und Zaune.

Nebenanlagen gemal § 14 Abs. 2 BauNVO sind auch auflerhalb der iberbaubaren Grundstiicksflachen aus-
nahmsweise zuldssig. Dies gilt insbesondere fir fernmeldetechnische Nebenanlagen sowie flir Anlagen flr
erneuerbare Energien.

Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB),

siehe Plan

Die im Plangebiet in Verldngerung der Zinzinger StralRe verlaufende Wegeverbindung wird als Verkehrsfldche
der Zweckbestimmung , FuBweg" festgesetzt.

Versorgungsfldchen zur Verteilung und Speicherung von Strom (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 und Abs. 6 BauGB),
siehe Planzeichnung
hier: Trafo

Fiihrung von oberirdischen oder unterirdischen Versorgungsanlagen und -leitungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 und Abs. 6 BauGB)
siehe Planzeichnung

hier: Gashochdruckleitung, unterirdisch
Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Fléchen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Entlang der in der Planzeichnung dargestellten Gasversorgungsanlage nebst Schutzstreifen (Parzelle 48/8,
Gemarkung Saarbrlicken, Flur 28) wird ein Geh- und Leitungsrecht zugunsten des ErschlieBungstrégers fest-
gesetzt.

Offentliche Griinfldchen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)
siehe Planzeichnung
Zweckbestimmung: StraRenbegleitgrin

Die Begriinung der dffentlichen Griinfliche erfolgt nach den Festsetzungen nach & 25 b BauGB.

Vorkehrungen zum Schutz gegen schadliche im Sinne des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Umwelteinwirkungen

11.1 MaRgebliche AuBenlarmpegel

Bei der Errichtung und der Anderung von Gebiuden sind die AuBenbauteile der schutzbediirftigen, dem
stindigen Aufenthalt von Personen dienenden Aufenthaltsrdume mindestens entsprechend den Anforderun-
gen der im B-Plan (Themenkarte, Abbildung AO8 des schalltechnischen Gutachtens) festgesetzten malgebli-
chen AuBenlarmpegel nach DIN 4109 ,Schallschutz im Hochbau” vom Januar 2018 bzw. der jeweils aktuellen
Fassung auszubilden. Die erforderlichen Schallddmmmale sind in Abhdngigkeit von der Raumnutzungsart
und Raumgréie im bauordnungsrechtlichen Verfahren auf Basis der DIN 4109 nachzuweisen.

Von den Festsetzungen kann ausnahmsweise abgewichen werden, wenn im bauordnungsrechtlichen Verfah-
ren der Nachweis erbracht wird, dass im Einzelfall geringere malgebliche AuRenlarmpegel an den Fassaden
vorliegen. Die Anforderungen an die Schalld@ammung der AuBenbauteile kdnnen dann entsprechend den Vor-
gaben der DIN 4109 reduziert werden.

11.2 Schallgeddmmte Liiftungseinrichtungen

Als Ergénzung zu den erforderlichen SchallschutzmaBnahmen der Auenbauteile sind bei der Errichtung von
Gebauden in den schutzbedirftigen Raumen, die zum Nachtschlaf genutzt werden k&nnen, fensterunabhan-
gige, schallgeddmmte Liftungen einzubauen oder bauliche MaRnahmen vorzusehen, die eine ausreichende
BelUftung (Mindestluftwechsel gemal DIN 1946-6: 2019-12 ,,Raumlufttechnik — Teil 6: Liftung von Wohnun-
gen“) bei Einhaltung der Anforderungen an die Schallddmmung der AuRenbauteile sicherstellen. Es k&nnen
Ausnahmen von dieser Festsetzung zugelassen werden, soweit im Baugenehmigungsverfahren nachgewiesen
wird, dass im Einzelfall vor dem Fenster des zum Nachtschlaf genutzten Raumes der Beurteilungspegel nachts
50 dB{A) nicht Uberschreitet oder der Raum Uber ein weiteres Fenster (mit Beurteilungspegel = 50 dB(A)
nachts) her belliftet werden kann.

11.3 Grundrissorientierung

Fir alle Fassaden potentieller, neu zu errichtender Wohngebdude im Bereich der in der Themenkarte mar-
kierten Flache ist eine Grundrissorientierung in der Weise vorzusehen, dass sich an den Fassaden der schutz-
bedlrftigen Raume, die zum Nachtschlaf genutzt werden kdnnen, keine Fenster befinden diirfen. Es kénnen
Ausnahmen von dieser Festsetzung zugelassen werden, wenn im bauordnungsrechtlichen Verfahren der
Nachweis erbracht wird, dass im Einzelfall durch konkrete bauliche MaBnahmen eine Reduzierung des Beur-
teilungspegels auf héchstens 50 dB(A) in der Nacht vor dem ged&ffneten Fenster nachweislich erreicht wird
oder an den Fassaden der schutzbedirftigen Rdume, die zum Nachtschlaf genutzt werden k&nnen, nachts
AuBenwandd&ffnungen als Festverglasungen ausgeflihrt werden.

11.4 Orientierung von AuBenwohnbereichen

AuBenwohnbereiche (Terrassen, Balkone u. &4.) sind an den der Metzer StraRe und der StraRe Am Hauptfried-
hof zur abgewandten Fassadenseiten hin zu orientieren. Von der Festsetzung kann ausnahmsweise abgewi-
chen werden, wenn im bauordnungsrechtlichen Verfahren der Nachweis erbracht wird, dass im Einzelfall der
Beurteilungspegel von 65 dB{A) in der Tageszeit am stdrksten betroffenen Rand im Innern des AuBenwohnbe-
reiches unterschritten wird.

e Graphische Darstellung siehe Abbildung A 08 , Aussenlarmpegel
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13,

14.

15.

16.

Flachen oder MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
{§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Die festgesetzte FuBwegeverbindung in Verlangerung der Zinzinger StralRe (siehe Teil B-Textfestsetzungen,
Nr.1.6) ist versickerungsfahig (wassergebundene Decke) auszubilden.

Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen

{§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)

Bepflanzung der nicht liberbaubaren Grundstiicksflachen

Die nicht Giberbauten Grundstiicksflichen im Gewerbegebiet sind dauerhaft zu begriinen und gértnerisch zu
gestalten. Die Pflanzung ist mit standortgerechten Laubbdumen und Strduchern vorzunehmen. Je angefan-
gener 200m? nicht Uberbauter Grundstiicksfldche ist mindestens 1 standortgerechter Laubbaumhochstamm
mindestens Il. Ordnung zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen (Pflanzqualitat 3xv.,
StU 16/18). Die Anlage von vegetationsfreien Flichen wie Steingérten oder Ahnliches stellt keine Begriinung
im Sinne dieser Festsetzung dar und ist nicht zuldssig.

Stellplatzbegriinung

Ferner wird festgesetzt, dass je 4 oberirdischer Stellpldtze mindestens ein standortgerechter groRkroniger

Laubbaumhochstamm gemaR Pflanzliste / Artenliste mit einer Mindestqualitdt von 3-mal verpflanzt, mit

Drahtballierung, mindestens 16-18 cm Stammumfang (StU) gemessen in 1 m H6he anzupflanzen, dauer-

haft zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen ist. Die Verteilung der zu pflanzenden Bdume soll so erfol-

gen, dass sie die Stell- platze zweckmaRig verschatten.

Pro Baumstandort ist nach MaRgabe der FLL (Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau
e.V., Bonn, ,Empfehlungen fiir Baumpflanzungen”) eine offene, dauerhaft wasser- und luftdurchldssige Fla-
che von mindestens 6 m? Grundfliache und 12 m® Gesamtvolumen mit einer Tiefe von mindestens 1,50 m vor-
zuhalten.

Das Begriinungsgebot gilt auch bei Neuordnung von vorhandenen Stellpldtzen, z.B. im Zuge von Nutzungsan-
derungen des Grundstiicks.

PF 1: Alleenbepflanzung entlang der Metzer StraBe

Auf der mit PF 1 gekennzeichneten Fldche entlang der Metzer StrafSe ist eine Alleenbepflanzung mit stand-
ortgerechten Laubbaumhochstdmmen vorzunehmen (Mindestqualitdt 3-mal verpflanzt, mit Drahtballierung,
mindestens 16-18 cm Stammumfang (StU) gemessen in 1 m H&he). Die Baumauswahl erfolgt in Abstimmung
mit dem Amt flr Stadtgriin und Friedhofe. Der Pflanzabstand wird mit maximal 10 m festgesetzt. Bei Abgang
sind die Badume gleichartig zu ersetzen. Die im Plan festgesetzten Baumstandorte kdnnen beziiglich ihrer La-
ge verandert werden, wenn dies aus bautechnischen oder gestalterischen Griinden notwendig ist.

Im Bereich der mit PF 1 gekennzeichneten Flache sind Zufahrten mit einer maximalen Gesamtbreite von 6m
je Grundstlick zuldssig. Die Zufahrten sind so anzulegen, dass der festgesetzte maximale Pflanzabstand von
10m fiir die Alleenpflanzung entlang der Metzer StralRe gewahrleistet bleibt. Bereits vorhandene Alleenpflan-
zungen sind bei der Anlage der Zufahrten zu erhalten.

PF 2: FuBwegebegleitende Baumpflanzungen

Entlang der festgesetzten FuRwegeverbindung sind wegebegleitende Baumpflanzungen mit standortgerech-
ten Laubb3dumen anzulegen (Pflanzqualitit 3xv., StU 16/18), dauerhaft zu pflegen und bei Abgang zu erset-
zen.

Dachbegriinung

Alle Dachflachen bis zu einem Neigungswinkel von 15 Grad sind mit einer belebten Substratschicht von min-
destens 15 cm zu begriinen, soweit diese nicht von notwendigen Technikanlagen, Oberlichtern oder aus an-
deren technischen Griinden eingenommen/iiberbaut werden. In Kombination mit einer Dachbegriinung sind
auch Photovoltaikanlagen zuldssig. Dabei ist ein Begriinungssystem zu waéhlen, welches das dauerhafte und
vitale Wachstum von Grésern, Polsterstauden und zwergigen Gehdlzen auch wéhrend ldnger anhaltender Hit-
ze- und Trockenheitsperioden gewahrleistet.

Begriinung von Tiefgaragen

Die nicht fir notwendige ErschlieBungszwecke (bspw. Zufahrten, Zuwegungen, Feuerwehrzufahrten, Aufstell-
flachen) erforderlichen und nicht Uberbauten Teile der Decken von Tiefgaragen sind mit einer Substratschicht
von im Mittel 50cm Starke zu begriinen. Eine Mindestschichtdicke von 20cm darf nicht unterschritten wer-
den.

Fassadenbegriinung

Unter besonderer Berlicksichtigung der Architektur und der ortlichen Verhaltnisse sind groflflachige Aufzen-
winde baulicher Anlagen ab einer geschlossenen Fassade von Gber 100 m? oder 10 m geschlossener Fassa-
denldnge mit ausdauernder Vertikalbegriinung auszustatten.

Bindungen fiir die Erhaltung von Bdumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen

E 1: Erhalt der Baumreihe (StraBe Am Hauptfriedhof)

Auf der mit E 1 gekennzeichneten Flache im Bereich der &ffentlichen Griinfliche - OG (siehe Planzeichnung)
ist die vorhandene Baumreihe (Rosskastanie, Aesculus Hippocastanum) entlang der Strale Am Hauptfriedhof
dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. Bei natiirlichem Abgang sind die Laubbaumhochstdamme gleichartig zu
ersetzen. Der Ersatz hat an gleicher Stelle zu erfolgen. Der Unterwuchs ist dauerhaft gértnerisch anzulegen
und zu pflegen.

E 2: Erhalt von Einzelbdumen entlang der Metzer Stralle

Die im slidlichen Teil des Geltungsbereiches vorhandenen straRenbegleitenden Einzelbdume (2 Linden) sind
nach Moglichkeit dauerhaft zu erhalten und in die Alleenbepflanzung (PF 1) entlang der Metzer Strale zu in-
tegrieren.

Eine Auswahl geeigneter standortgerechter Gehélze stellt die im Folgenden aufgeflihrte Liste heispielhaft dar:

Pflanzliste Laubbdume:

Spitz-Ahorn (Acer planaoides)
Feld-Ahorn (Acer campestre)
Vogel-Kirsche (Prunus avium)
Winter-Linde (Tilia cordata)
Hainbuche {Carpinus betulus)
Amberbaum (Liquidambar styraciflua)

Pflanzliste Straucher:

Schlehe {Prunus spinosa)

Zweigriffliger Weidorn (Crataegus laevigata)
Eingriffliger Weildorn (Crataegus monogyna)
Hasel (Corylus avellana)

Schwarzer Holunder (Sambucus nigra)
Hundsrose (Rosa canina)

Vogelbeere (Sorbus aucuparia)

Gemeiner Schneeball (Viburnum opulus}
Pfaffenhiitchen {(Euonymus europaeus}

Roter Hartriegel (Cornus sanguinea

Die Baumauswahl im Stralen- und Stellplatzbereich richtet sich nach den Empfehlungen der , GALK-
StraBenbaumliste, jeweils aktuelle Fassung, Arbeitskreis Stadtbdume” der Deutschen Gartenamtsleiterkonfe-
renz.

Es werden folgende Mindestqualitdtsstandards an die Pflanzungen gestellt:

- Hochstdmme / Stammblische: 3xv, 5tU 14 - 16 cm

- B&ume zur StraRenraumeingriinung: / Stellplatzbdume: HS, 3xv, StU 16 - 18 cm

- Heister: 2xv, ab 100 cm

- Strducher:2Tr; ab 60 cm

Erfolgte Anpflanzungen unterliegen der Bindung gem. § 9 Abs.1Nr.25bBauGB.

Festsetzungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 23a BauGB)

Bei Neubauten ist die Verwendung von festen oder fllissigen Brennstoffen zur Warmeenergieversorgung
von Gebduden unzuldssig.

Grenze des rdumlichen Geltungsbereiches {§ 9 Abs. 7 BauGB)
Siehe Planzeichnung

HINWEISE

RECHTLICHE GRUNDLAGEN

ORTLICHE BAUVORSCHRIFTEN
(gemaR § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 85 LBO)

FESTSETZUNGEN gemaRB § 9 Abs. 6 BauGB
Ortliche Bauvorschriften (gemaB & 85 LBO)

- Werbeanlagen sind so zu gestalten, dass sie in Form, GréRe, Material und Farbe eine harmonische, archi-
tektonische Gliederung erkennen lassen und dass StralBenbild nicht stdren.

Freistehende Masten mit Werbeanlagen {Pylone) und Fahnenstangen diirfen eine Gesamthdhe (Bezugs-
punkt ist die Hohe gemessen ab der Oberkante der angrenzenden &ffentlichen Verkehrsflache) von 7 m
nicht Gberschreiten.

Die Masten selbst diirfen keine Werbeanlagen enthalten. Die Werbeanlage auf dem Werbemast darf ei-
ne Kantenlange (Breite / Tiefe / H6he) von maximal 3m nicht Uberschreiten.

Freistehende Werbetafeln dirfen eine Gesamthdhe von 3 m nicht Uberschreiten. Ihre Kantenldnge (Brei-
te und Tiefe) darf 1,5 m nicht Uberschreiten.

Eine Beleuchtung der Werbeanlagen durch Lichtquellen, die in kurzen Zeitabstdnden ein- und ausge-
schaltet werden, oder die Farbe wechseln, sowie durch Lichtquellen, die bewegt werden oder deren Tra-
ger bewegt werden und Lichtwerbung als Laufschriften sind unzulssig.

In der dffentlichen Griinfliche (OG) sind Werbeanlagen unzul3ssig.

- Miilleimer- und Containerdauerstandplatze sind ausschlieflich innerhalb der Geb3ude sowie in Berei-
chen, die von den &ffentlichen Verkehrsflachen aus nicht einsehbar sind, zulassig.

- Technische Dachaufbauten (z.B. fiir Klimatechnik, Aufzlige, u.d.) sind einzuhausen und gestalterisch ein-
zubinden bzw. zu begriinen.

KENNZEICHNUNGEN gemaRB § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB
Flachen, deren Béden erheblich mit umwelthelasteten Stoffen belastet sind {§ 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB)

Das Kataster flr Altlasten und altlastverdachtige Flachen weist flir das Plangebiet eine Altlast aus. Es handelt
sich um die Flache:

-SB_129 ,Spedition Kieffer & Co. GmbH; Trift Transporte Lorenz", Metzer Stralle 122

NACHRICHTLICHE UBERNAHME gemaR § 9 Abs. 6 BauGB
Schutzabstand Wald (§ 14 Abs. 3 LWaldG)

Gem. § 14 Abs. 3 LWaldG ist bei der Errichtung von Gebauden auf waldnahen Grundstiicken ein Abstand von
30 m zwischen Waldgrenze und Aulenwand des Gebadudes einzuhalten. Hiervon kann die Forstbehdrde Aus-
nahmen genehmigen, wenn der Eigentlimer des zu bebauenden Grundstlicks zugunsten des jeweiligen Eigen-
timers des von der Anstandsunterschreitung betroffenen Grundstiicks eine Grunddienstbarkeit mit dem In-
halt bestellt, die forstwirtschaftliche Nutzung des von der Abstandsunterschreitung betroffenen Grundstlicks,
einschliellich sémtlicher Einwirkungen durch Baumwurf, zu dulden und insoweit auf Schadenersatzanspriiche
aus dem Eigentum zu verzichten und aufgrund der Standortgegebenheiten, insbesondere der Geldndeaus-
formung, der Waldstruktur sowie der Windexposition keine erhthte Baumwurfgefahr besteht.

HINWEISE

Weitergehende Empfehlungen zum Schallschutz
Es wird empfohlen, Schlafrdume an den der Metzer StraRBe und der Strale Am Hauptfriedhof abgewand-
ten Fassadenseiten hin zu orientieren.

DIN-Normen
Die in den Festsetzungen und der Begriindung des Bebauungsplanes in Bezug genommenen DIN-
Vorschriften kénnen bei der Landeshauptstadt Saarbriicken, Stadtplanungsamt eingesehen werden.

Altlasten

Innerhalb des Plangebietes ist im Kataster fiir Altlasten und altlastenverdachtige Flachen eine Flache ge-
kennzeichnet (siehe Kennzeichnung). Bei Eingriffen in den Boden im Bereich der Altlastflache SB_129
sind diese durch einen Sachverstindigen gem. § 18 Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG), Sachgebiete
2 bis 5 der Verordnung Uber Sachverstdndige und Untersuchungsstellen fiir den Bodenschutz und die Alt-
lastenbehandlung im Saarland / VSU in der derzeit gliltigen Fassung begleiten zu lassen.

Bodenschutz

Das Landesamt fir Umwelt- und Arbeitsschutz (LUA) weist darauf hin, dass aufgrund der Nutzung
(Handwerksbetriebe und produzierendes Gewerbe bzw. artverwandte Nutzungen) innerhalb des Plange-
bietes schadliche Bodenverdanderungen nicht vollstindig ausgeschlossen werden kdnnen.

Sollten den jeweiligen Grundstiickseigentiimern bzw. -nutzern Anhaltspunkte Uber schadliche Bodenver-
anderungen zur Kenntnis gelangen, besteht gem. § 2 Abs. 1 Saarldndisches Bodenschutzgesetz
{SBodSch@) die Verpflichtung, das Landesamt flir Umwelt- und Arbeitsschutz (LUA) in seiner Funktion als
untere Bodenschutzbehdrde (Fachbereich 2.2 im Landesamt flir Umwelt- und Arbeitsschutz) unverziig-
lich zu informieren.

Grundwasserschutz
Innerhalb der Altlastenflichen im Plangebiet sind im Zuge einer Bebauung Brunnenbohrungen, Erdwar-
mesonden sowie die Versickerung von Niederschlagswasser nicht genehmigungsfahig.

Starkregen

Hinsichtlich der klimatischen Veranderungen ist darauf zu achten, dass die Oberflachenabfllisse aufgrund
von Starkregenereignissen einem kontrolliertem Abfluss zugefiinrt werden. Den umliegenden Anliegern
darf kein zusatzliches Risiko durch unkontrollierte Uberflutungen entstehen. Die Starkregengefahrenkar-
te der Landeshauptstadt Saarbriicken zeigt, dass bei Starkregenereignissen im Plangebiet stellenweise
Einstauhdhen von (ber 50 cm, in Einzelféllen sogar Uber 100 cm zu erwarten sind. Die magliche Betrof-
fenheit und VorbeugemaRnhahmen zur Vermeidung von Schdden und zur Minimierung von Risiken kén-
nen mit dem Zentralen kommunalen Entsorgungsbetrieb (ZKE) abgestimmt werden.

Baumpflanzungen

Das Merkblatt tiber Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen der Forschungsge-
sellschaft flr Stralen- und Verkehrswesen ist bei den Baumpflanzungen zu beachten. Bei der Ausfilhrung
der Erdarbeiten oder BaumalRnahmen missen die Richtlinien der DIN 18920 “Schutz von Bdumen,
Pflanzbestédnden und Vegetationsflachen bei Baumalknahmen” beachtet werden. Das DVGW-Regelwerk
GW 125 “Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer Versorgungsanlagen” ist bei der Planung zu beach-
ten.

Rodungs- und Riickschnittarbeiten
Entsprechend § 39 Abs. 5 BNatSchG und aus artenschutzrechtlichen Griinden sind erforderliche Rodungs-
und Riickschnittarbeiten zwischen 01. Oktober und 28./29. Februar durchzufiihren.

Baumschutz

Zum Schutz der im Plangebiet zum Erhalt festgesetzten Gehdlzflachen nach § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB sind
die einschlagigen Regelwerke (DIN 18920, RAS-LP 4, ZTV-Baumpflege) zu beachten, um Beschadigungen
wiéhrend der Bauzeit zu vermeiden.

Baumschutzsatzung

Die Baumschutzsatzung der Landeshauptstadt {in der Fassung vom 26.09.2017, in Kraft seit 05.10.2017),
die grundsatzlich alle Baume im Siedlungsbereich ab einem Stammumfang von 80 ¢cm, bei langsam wach-
senden Baumarten ab 50 cm (jeweils gemessen in 1 m Héhe Uber dem Erdboden), unter Schutz stellt, ist
zu beachten.

Hinweise zum Artenschutz

Vor Beginn von Umbau- und SanierungsmalBBnahmen an Dach und Fassade oder dem Abriss von Gebdu-
den sind die vorhandenen Gebdude von fachlich qualifiziertem Personal auf Fortpflanzungs- und Ruhe-
statten relevanter Tierarten (insbesondere Fledermduse oder gebdudebesiedelnde Arten der Avifauna)
abzusuchen und gegebenenfalls entsprechende Vorkommen dem Landesamt flir Umwelt- und Arbeits-
schutz (LUA - Fachbereich 3.1) mitzuteilen, um die weitere Vorgehensweise sowie ggfs. erforderliche Ar-
tenschutzmalnahmen mit dem LUA abzustimmen. Die §§ 44 und 45 des BNatSchG sind zu beachten und
einzuhalten.

Anbringen von Nisthilfen
Innerhalb des Geltungsbereichs wird das Anbringen von geeigneten Nisthilfen fir Vogel und Fleder-
mause an bzw. in den Fassaden der Gebdude empfohlen (Abstimmung mit LUA, Fachbereich 3.1).

Brand- und Zivilschutz

Bei der Gebdudenutzung bzw. Standortplanung und der Festlegung von Baumstandorten ist die Not-
wendigkeit einer Anleiterung an das Objekt zu priifen. Bei Festlegungen von Parkfldchen sind ebenso
die moéglichen Zufahrten bzw. Aufstellflachen der Feuerwehr zu beriicksichtigen.

Gashochdruckleitung (Creos)

Bei der Planung und Bauausflihrung ist die ,Anweisung zum Schutz von Gashochdruckleitungen” der
Creos Deutschland GmbH in der jeweils gliltigen Fassung zu beachten.

Bei allen Tatigkeiten ist immer der sichere und stérungsfreie Betrieb der Anlagen zu gewaéhrleisten.

Im Bereich des Schutzstreifens der Gashochdruckleitungen sind BaumalBnahmen nicht zuldssig. Bei
Kreuzungen und Parallelfiihrungen von Ver- und Entsorgungsleitungen ist vor Baubeginn eine detaillier-
te technische Abstimmung vorzunehmen. Besonders zu beachten ist, dass zur Sicherheit der Gasver-
sorgung und um eine Gefdhrdung auf der Baustelle auszuschlieen, im Schutzstreifenbereich der Lei-
tungen Erdarbeiten nur nach varheriger Einweisung durch einen Beauftragten der Creos Deutschland
GmbH ausgeflihrt werden dlrfen.

Vor Beginn der Arbeiten sind die tatsédchliche Lage und die Erddeckung der Leitung durch Suchschlitze
festzustellen. Es muss beachtet werden, dass Erdarbeiten im Abstand von weniger als 0,5 m zu
Gashochdruckleitungen nur von Hand durchzuflhren sind. Es wird besonders darauf hingewiesen, dass
die Zustimmung flir Arbeiten im Leitungsbereich unter Beifligung von Planen (Lageplé@ne, Grundrisse,
Querprofile usw.) rechtzeitig, mindestens jedoch 20 Werktage vor Beginn der Arbeiten, bei der Creos
Deutschland GmbH schriftlich zu beantragen ist.

Die Lagerung von Material und Aushub innerhalb des Schutzstreifens bedarf der vorherigen Zustim-
mung. Das Befahren bzw. Uberqueren des Schutzstreifens mit schweren Fahrzeugen ist im Vorfeld mit
dem Beauftragten der Creos Deutschland GmbH abzustimmen. Gegebenenfalls sind zusatzliche Sicher-
heitsvorkehrungen zu treffen. Die Aufstellung von Krananlagen und anderen schweren Ger&dten muss
grundsatzlich auBerhalb des Schutzstreifens erfolgen.

Telekommunikationslinien (Telekom)

Beschadigungen der vorhandenen Telekommunikationslinien sind wahrend der Bauphase zu vermei-
den. Ein ungehinderter Zugang zu den Leitungen muss jederzeit moglich sein, insbesondere von Ab-
zweigkdsten und Kabelschédchten sowie von oberirdischen Gehdusen, dass sie gefahrlos ge&ffnet und
ggf. mit Kabelziehfahrzeugen angefahren werden kénnen.

Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beachten.

Bei Neuanschllssen ist die Deutsche Telekom Technik GmbH frihzeitig zu informieren.

Stadtwerke

Die Stadtwerke (SWS Stadtwerke AG) weist darauf hin, dass alle im Geltungsbereich
befindlichen Versorgungsanlagen jederzeit frei zugdnglich und die Trassen

mit Baustellenfahrzeugen befahrbar sein mussen. Ein Uberbauen mit Gebiuden
oder befestigten Oberflachen, sowie die Bepflanzung von B&dumen und Buschwerk
sind unzuldssig.

Bodendenkmailer
Die Anzeigepflicht und das befristete Verdnderungsverbot bei Bodenfunden nach dem Saarléndischen
Denkmalschutzgesetz (§ 16 Abs. 1 und 2 SDschG) sind zu beachten.

Bund:

Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008
(BGBI. I 5. 2986), zuletzt gedndert durch Artikel 159
des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBI. I 5. 1328).

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom
03. November 2017 (BGBI. I S. 3634); zuletzt gedandert

durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. August 2020 (BGBI. |S. 1728)

Baunutzungsverordnung in der Fassung der
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. IS. 3786).

Verordnung lber die Ausarbeitung der Bauleitpléne und
die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung -
PlanzVv)vom 18. Dezember 1990 (BGBI. IS. 58), zuletzt
geandert durch Art. 3 des Gesetzes vom 04. Mai 2017
(BGBL., 15.1057).

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts
(Wasserhaushaltsgesetz WHG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 31.Juli 2009 (BGBI. 1S. 2585),
zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19.
Juni 2020 (BGBI. I S. 1408).

Gesetz liber Naturschutz und Landschaftspflege
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) Artikel 1 Gesetz
vom 29. Juli 2009 BGBI. 1S. 2542 (Nr. 51); zuletzt gedndert

durch Artikel 290 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBI. 1 S. 1328)

Gesetz zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen
durch Luftverunreinigungen, Gerausche, Erschiitterungen
und dhnliche Vorgange (Bundes-Immissionsschutzgesetz
BImSch@G) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.

Mai 2013 (BGBI. 1 S. 1274), zuletzt gedndert durch Artikel 103
der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBI.1 S. 1328).

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Bodenveranderungen

und zur Sanierung von Altlasten.

(Bundes-Bodenschutzgesetz BBodSchG) Artikel 1 des

Gesetzes vom 17. Mérz 1998 (BGBI. I S. 502), in Kraft

getreten am 01. Médrz 1999 zuletzt gedndert durch Verordnung
vom 27. September 2017 (BGBI. | S. 3465).

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung vom 12.
Juli 1999 (BGBI. 1S. 1554), zuletzt gedandert durch Artikel 126
der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBI. | S. 1328).

Land:

Saarldandisches Landesplanungsgesetz (SLPG), Gesetz
Nr. 1731 vom 18. November 2010 {Amtsblatt des
Saarlandes S. 2599), zuletzt gedndert durch das
Gesetz vom 13, Februar 2019 (Amtsbl. | S. 324).

Kommunalselbstverwaltungsgesetz (KSVG) in der

Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 1997

(Amtsblatt des Saarlandes S. 682), zuletzt gedndert

durch das Gesetz vom 08./09. Dezember 2020 (Amtsblatt des
Saarlandes Seite 1341).

Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im Saarland
(Saarlandisches Naturschutzgesetz SNG), Artikel 1 des
Gesetzes Nr. 1592 zur Neuordnung des
Saarldandischen Naturschutz- rechts vom 05. April
2006 (Amtsblatt des Saarlandes, S. 726), zuletzt
gedndert durch das Gesetz vom 13. Februar 2019
(Amtsblatt des Saarlandes Seite 324).

Saarlandisches Wassergesetz (SWG), in der Fassung
der Bekanntmachung vom 30. Juli 2004 {Amtsblatt

des Saarlandes S. 1994), zuletzt gedndert durch das
Gesetz vom 13. Februar 2019 (Amtsbl. 1 S. 324).

Saarlandisches Denkmalschutzgesetz (SDSchG), Artikel
3 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung des
saarlandischen Denkmalschutzes vom 13. Juni 2018
(Amtsblatt des Saarlandes 2018 S. 358).

Landesbauordnung (LBO), Artikel 1 des Gesetzes Nr.
1544 zur Neuordnung des Saarléndischen
Bauordnungs- und Bauberufsrechts vom 18. Februar
2004 (Amtsblatt des Saarlandes S. 822), zuletzt
gedndert durch das Gesetz vom 04. Dezember 2019
(Amtsbl. 15, 211).

Saarlandisches Nachbarrechtsgesetz vom 28. Februar
1973 (Amtsblatt des Saarlandes, S. 210), zuletzt
geandert durch das Gesetz vom 15. Juli 2015 (Amtsbl. | S. 632).

Saarlandisches Gesetz zur Ausfiihrung des
Bundes-Bodenschutzgesetzes (SBodSchG)-

Saarlandisches Bodenschutzgesetz vom 20. Méarz 2002
(Amtsblatt des Saarlandes S. 990) zuletzt geandert

durch Art.10 Abs.3 i.V.m. Art. 14 des Gesetzes Nr.1632

zur Reform der saarlandischen Verwaltungsstrukturen

vom 21. November 2007 {(Amtsblatt des Saarlandes $.2393).

Satzung iiber den Schutz der Baume in der
Landeshauptstadt Saarbriicken {Saarbriicker
Baumschutzsatzung - BSchS) vom 26. September
2017.

UBERSICHTSPLAN

Die Planunterlage entspricht den gesetzlichen
Anforderungen der Planzeichenverordnung vom
18.12.1990.

Der Kartenausschnitt (Katasterkarte) entspricht fiir
den Geltungsbereich des Bebauungsplanes dem
Stand vom 14.01.2020,
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Der Oberburgermeister

Saarbriicken, den /.27,

‘Der Stadtrat hat in 6ffentlicher Sitzung vom
16.04.2019 die Aufstellung des Bebauungsplanes
nach § 2 BauGB beschlossen. Der Beschluss ist am
24.04.2021 ortstblich bekannt gemacht worden.
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Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begriindung
hat gemaR § 3 Abs. 2 BauGB auf Dauer eines
Monats vom }&L Z¢> 0 4 bis einschlieRlich
A2 ) .22 1 sffentlich ausgelegen. Ort und
Dauer der Auslegung sind amQa_ (. 2002
ortstiblich bekannt gemacht worden.
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Saarbriicken, der>. (27 /O
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Der Stadtrat hat in 6ffentlicher Sitzung vom
2. 20 27diesen Bebauungsplan nach § 10 Abs. 1
BauGB als Satzung beschlossen.

Der Bebauungsplan wird hiermit als Satzung
ausgefertigt.

urgermeister

) o €
Saarbriicken, den 44,02, 2O97

Dieser Bebauungsplan bedarf gem. § 10 Abs. 2
BauGB keiner Genehmigung durch die héhere
Verwaltungsbehorde , da er aus dem
Flachennutzungsplan entwickelt ist.

Der Satzungsbeschluss durch den Stadtrat und der
Ort, an dem der Plan wahrend der Dienststunden
eingesehen werden kann, ist am?Z6.C0. 2cn 222
ortstiblich bekannt gemacht worden.

Mit der Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan
gmaf § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. P,
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Der Oberbtifgérmeister
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LANDESHAUPTSTADT SAARBRUCKEN
STADTPLANUNGSAMT

BEBAUUNGSPLAN NR. 115.08.01
"Metzer StraRe zwischen An der neuen Bremm
und Am Hauptfriedhof"

STADTTEIL ALT-SAARBRUCKEN

PLANUNGSSTAND: Satzung

M 1:1.000

Bearbeitet von der
Landeshauptstadt Saarbriicken

Saarbriicken, den 07.12.2021
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Flächen, deren Böden erheblich mit umweltbelasteten Stoffen belastet sind (§ 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB)
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